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Justizgipfel in Leipzig: Beschleunigung von
Abschiebeverfahren, Schutz vor digitalem
Identitätsmissbrauch und Kampf gegen Vergewaltiger-
Netzwerke beschlossen

Leipzig (7. November 2025) - Unter dem Vorsitz der sächsischen
Justizministerin Prof. Constanze Geiert haben die Länderjustizminister
aktuelle Themen und Herausforderungen für die Justiz sowie den
Rechtsstaat auf der Herbsttagung der 96. Konferenz der Justizministerinnen
und der Justizminister (JuMiKo) in Leipzig diskutiert.

Justizministerin Prof. Constanze Geiert: "Die Konferenz der
Justizministerinnen und der Justizminister hat auf ihrer Herbsttagung
in Leipzig umfassen-den Beschlüsse gefasst, um den Rechtsstaat in
Deutschland für die Bürgerinnen und Bürger weiter zu stärken sowie
die Justiz zukunftsfest aufzustellen. Anlässlich des 75. Jahrestags der
Europäischen Menschenrechtskonvention betonten die Justizressorts der
Länder und des Bunds zudem die Bedeutung als Grundpfeiler unseres
gemeinsamen europäischen Rechtsrahmes."

Die Konferenz konnte sich darüber hinaus erfolgreich u. a. auf folgende
Beschlüsse einigen:

Konzentration nach Abschiebezielstaaten / Verfassungstreue für
ehrenamtliche Richter

Die Länderkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister spricht sich
für eine Änderung des Asylgesetzes aus. Diese Änderung soll ermöglichen,
dass Gerichtsverfahren zukünftig nicht mehr nur nach Herkunftsstaaten
bei einigen Gerichten zusammengefasst werden können, sondern nach
den sog. Dublin-Zielstaaten. Dabei handelt es sich um Personen, für
deren Asylverfahren ein anderer EU-Mitgliedstaat zuständig ist und die
daher aus Deutschland in den zuständigen EU-Mitgliedsstaat überstellt
werden soll. Dadurch können Beschleunigungs- und Synergieeffekte
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geschaffen werden, die die gerichtlichen Verfahren im Bereich Asyl- und
Ausländerrecht weiter beschleunigt. Justizministerin Prof. Constanze Geiert:
"Insbesondere mit Blick auf Rückführungen von Asylbewerbern für die
andere EU-Mitgliedstaaten rechtlich zuständig sind, sollten wir weiter auf
Beschleunigung setzen. So können wir die Verwaltungsgerichte bei den sog.
Dublin-Verfahren weiter entlasten und die Verfahrensdauer im Asyl- und
Ausländerrecht deutlich verkürzen."

Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder haben zudem
beschlossen, dass die fehlende Gewähr, jederzeit für die freiheitliche
demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten,
ausdrücklich als zwingendes Berufungshindernis für ehrenamtliche
Richterinnen und Richter in § 44a Absatz 1 DRiG aufgenommen
wird. Damit soll zukünftig klargestellt wer-den, dass das Vorliegen
dieses Berufungshindernisses in späteren Verfahren keinen absoluten
Revisionsgrund darstellt. Insbesondere während der zurückliegenden
Schöffenwahlen sind in Sachsen vermehrt Aufrufe zur Bewerbung um
das Schöffenamt verschiedener Parteien und Gruppierungen bekannt
geworden, die dem extremistischen Spektrum zuzuordnen waren. Sachsens
Justizministern Prof. Constanze Geiert: "Es ist wichtig, dass wir die
Verfassungstreuepicht für ehrenamtliche Richter ausdrücklich im Gesetz
verankern. Damit schützen wir unsere Gerichte und verhindern gleichzeitig
das Risiko von Prozessrisiken."

Schutz vor digitalem Identitätsmissbrauch / Strafrechtlicher Schutz vor
hybriden Bedrohungen

Der Schutz der Menschen vor den Gefahren im digitalen Zeitalter ist
ein zentrales Anliegen der Justiz. Kriminelle schlüpfen im Internet in die
Identität einer anderen Person, um dann Dritte nanziell auszunehmen oder
den Ruf ihrer Opfer zu ruinieren. Bayerns Justizminister Georg Eisenreich:
"Daten und Informationen über Personen sind im Zeitalter der sozialen
Medien häug frei im Internet zugänglich. Damit wächst die Gefahr, Opfer
von Identitätsmissbrauch zu werden. Der Diebstahl der Identität kann
geahndet werden, beispielsweise als Verstoß gegen das Datenschutzrecht
oder in Form der Datenhehlerei. Was fehlt, ist ein zielgenauer Schutz
vor den teils gravierenden Folgen des Missbrauchs einer Identität." Die
Justizministerkonferenz fordert auf Initiative Bayerns unterstützt von Berlin,
Saarland und Thüringen gesetzgeberischen Handlungsbedarf im Strafrecht
zu prüfen und ggf. einen Gesetzentwurf vorzulegen.

Drohnenüge über Flughäfen, Fake News wie auf nachgeahmten Internet-
Seiten renommierter Nachrichtenportale: Sogenannte hybride Angriffe
auf Deutschland, also verschiedene Formen illegitimer Einussnahme
durch fremde Staaten, nehmen zu. Bayerns Justizminister Georg
Eisenreich: "Spionage, Sabotage und Desinformation haben sich zu einer
ernsthaften Gefahr für unsere Demokratie entwickelt und werden gezielt
eingesetzt, um Konikte und Unsicherheit in Europa zu schüren. Viele
Straftatbestände stammen noch aus der Zeit des Kalten Kriegs. Das
Strafgesetzbuch muss daher dringend auf Reformbedarf überprüft werden."
Die Justizministerkonferenz fordert auf gemeinsame Initiative von Bayern,
Niedersachsen, Berlin und Thüringen die Prüfung konkreter Maßnahmen
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wie die Einführung eines neuen Straftatbestands für Drohnenüge mit
Spionageverdacht.

Kampf gegen Vergewaltiger-Netzwerke

»Es ist schier unerträglich, dass der Besitz - und unter bestimmten
Voraussetzungen - auch die Verbreitung von Vergewaltigungsvideos
in Deutschland bis-lang straos ist. Durch die rasante Verbreitung
dieser Videos in Vergewaltigernetzwerken werden Frauen, die von
ihren Partnern betäubt, vergewaltigt und dabei gelmt wurden,
ständig weiter reviktimisiert und zum Teil auch retraumatisiert«,
so die Niedersächsische Justizministerin Dr. Kathrin Wahlmann
bei der gemeinsamen Pressekonferenz im Rahmen der JuMiKo.
Der von Niedersachsen eingebrachte Beschlussvorschlag zeigt die
Strafbarkeitslücken, die nach aktueller Rechtslage bei dieser Thematik noch
bestehen, deutlich auf. Das Bundesjustizministerium muss diese Lücken
nun schnellstmöglich prüfen und schließen. »Dass Männer Frauen betäuben
und vergewaltigen, ist an sich schon verabscheuungswürdig - dass es dann
aber noch einen Markt für Video-aufnahmen dieser Vergewaltigungen gibt,
ist unbegreiich. Diese Videos wer-den teilweise millionenfach im Netz
heruntergeladen. Das muss ein Ende haben. Und zwar schnellstmöglich", so
Dr. Kathrin Wahlmann weiter. Das ein-stimmige Abstimmungsergebnis zeigt,
dass den Justizministerinnen und Justizministern der Länder der Schutz
der Opfer wichtig ist und die konsequente Strafverfolgung der Täter ernst
genommen wird.

Die Beschlüsse der Konferenz sind online abrufbar unter: https://
www.justiz.nrw.de/JM/jumiko/beschluesse

Im Anhang lizenzfreie Fotos zur weiteren Verwendung.

Medien:
Foto: Gruppenfoto JuMiKo 2025 Herbstkonferenz Leipzig

https://www.medienservice.sachsen.de/medien/medienobjekte/606692

